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Bericht Nr. 21
—
zum Postulat 2085.11 Parisima Vez – Staatskundeunterricht an den Schulen

1. Einleitung

Mit ihrem am 1. Februar 2011 eingereichten und begründe-
ten Postulat ersucht Grossrätin Parisima Vez den Staatsrat, 
einen Bericht über die aktuelle Situation der politischen Bil-
dung an den Primar- und Orientierungsschulen sowie den 
Schulen der Sekundarstufe II zu erstellen und vorzulegen. 
In seiner Antwort vom 5. Juli 2011 bringt der Staatsrat vor, 
dass er es für sinnvoll hält, einen entsprechenden Bericht 
zu erstellen. Am 9. September beschloss der Grosse Rat die 
Erheblicherklärung des Postulats.

In diesem Bericht soll der heutige Stand des Staatskundeun-
terrichts in den Freiburger Primar- und Sekundarschulen I 
und II vorgestellt werden. Ziel ist es insbesondere, Schwach-
stellen und Stärken zu beleuchten und Vorschläge zu formu-
lieren, wie dieser Unterricht einerseits gestärkt und wie die 
Einheitlichkeit des Unterrichts andererseits gewährleistet 
werden kann.

Als Erstes soll in diesem Bericht der Begriff des Staatskunde-
unterrichts geklärt werden. Da die Konzeption dieses Unter-
richts vor Kurzem eine folgenreiche Entwicklung durchge-
macht hat, ist dieser Aspekt umso wichtiger. Davon zeugt 
die neue Terminologie in diesem Bereich, denn im Fran-
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2.2.  Fächerübergreifender und 
interdisziplinärer Unterricht

Die politische Bildung setzt sich aus drei Bereichen zusam-
men, die verschiedene Sachkenntnisse voraussetzen: 

1. Herausforderungen der Gesellschaft
  Um komplexe soziale Systeme teilweise verstehen zu 

können, müssen Konzeptwissen und Urteilsfähigkeit 
erworben werden. Beides hilft, sich zu den gesellschaft-
lichen Herausforderungen zu positionieren und Lösun-
gen auf die drängenden Probleme zu erarbeiten. 

2. Institutionen
  Jede Bürgerin und jeder Bürger sollte die Institutionen 

und ihre Funktionsweise auf der lokalen, nationalen und 
internationalen Ebene kennen, ebenso die im institutio-
nellen Rahmen festgelegten Rechte und Verantwortun-
gen. 

3. Zusammenleben und Demokratie
  Wissen alleine macht noch keine mitbestimmenden 

Bürgerinnen und Bürger. Voraussetzung dazu ist der 
Wille für ein aktives Engagement und zudem sind 
entsprechende Fähigkeiten und Fertigkeiten erfor-
derlich. Die politische Bildung beinhaltet daher eine 
ausgeprägte praktische Komponente, die durch die 
Ausübung von staatsbürgerlichem Verhalten erworben 
wird, einschliesslich der Fähigkeit zur demokratischen 
Debatte, der Beziehungs- und Konfliktkompetenz, der 
Entwicklung von kollektiven Projekten usw.

Die drei oben aufgeführten Bereiche zeugen von den hohen 
Anforderungen an diesen Unterricht. Das Besondere am 
Unterricht in politischer Bildung ist, dass es nicht nur um 
das Aneignen von Fachkenntnissen geht, sondern auch um 
das Erwerben von praktischen Fähigkeiten. Als interdiszipli-
närer Unterricht lässt sich die politische Bildung per se nicht 
einem einzelnen Fach zuordnen. In zahlreichen Fächern 
wird dazu beigetragen, die gesteckten Ziele zu erreichen, ins-
besondere in Geschichte, Französisch, Deutsch, Geographie 
usw. Die politische Bildung ist also ein fachübergreifender 
Unterricht, der sich über die gesamte Ausbildung der Schü-
lerinnen und Schüler zieht. 

3.  Französischsprachige obligatorische 
Schule (Volksschule)

In der obligatorischen Schule kam es mit der Einführung des 
Westschweizer Lehrplans (PER) zu einigen Veränderungen. 
Der PER entspricht dem Bestreben nach einer möglichst 

zösischen wurde der Begriff «instruction civique» (Staats-
kundeunterricht) in «éducation à la citoyenneté» (politische 
Bildung) geändert. Die bis anhin als Staatskundeunterricht 
bekannte politische Bildung beinhaltet heute weitaus mehr 
als die reinen politischen und institutionellen Kenntnisse 
und umfasst zusätzliche Bereiche. Dies soll in diesem Bericht 
verdeutlicht werden. Ausserdem will dieser Bericht aufzei-
gen, wie die Schule diese Neuorientierung umsetzt und der 
politischen Bildung wieder einen wichtigen Platz einräumt. 

2.  Die politische Bildung:   
konzeptuelle Rahmenbedingungen  
und  pädagogische Ziele

Im Jahr 2000 wurde das Pädagogische Institut der Univer-
sität Freiburg von der EDK (Schweizerische Konferenz der 
kantonalen Erziehungsdirektoren) beauftragt, den Stand der 
Dinge bei der politischen Bildung in der Schweiz zu unter-
suchen. Die Studie zeigte, dass dieser Unterricht in den 
meisten Schulen vernachlässigt wird. Die politische Bildung 
wurde in den meisten Fällen stiefmütterlich behandelt und 
fand im allgemeinen Bildungsauftrag der öffentlichen Schule 
nicht den ihr gebührenden Platz. Dank dieser Untersuchung 
wurde jedoch das Bewusstsein für die Problematik geweckt 
und ein Kurswechsel angestrebt. Das Thema war Gegenstand 
wissenschaftlicher Diskussionen; zudem wurde ein neuer 
konzeptueller Rahmen geschaffen. 

2.1. Ziele und Herausforderungen

Die politische Bildung soll die Schülerinnen und Schüler 
auf die aktive Teilnahme am Leben in einer demokratischen 
Gesellschaft vorbereiten, damit sie ihre Rechte und Pflich-
ten in der Gesellschaft wahrnehmen. Die Stiftung Bildung 
und Entwicklung, die Fachstelle für Globales Lernen in der 
Schweiz, definiert politische Bildung wie folgt: «Mit dem 
Unterricht in politischer Bildung sollen die Lernenden dar-
auf vorbereitet werden, Akteure der Gesellschaft zu werden. 
Allerdings gibt es keine Akteure ohne eine Stellung, eine 
Rolle, anerkannte Rechte und Verantwortungen». Eine Rolle 
in der Gesellschaft zu spielen und Verantwortung zu über-
nehmen, heisst, die Herausforderungen dieser Gesellschaft 
zu verstehen. Es geht darum, Entscheidungen zu treffen und 
sich darüber bewusst zu sein, dass sich unsere Entscheidun-
gen und unser Handeln auf unsere eigene Lebenssituation, 
aber auch auf die Gesamtheit auswirken. Die politische Bil-
dung ermutigt zum aktiven Handeln als Staatsbürger. Sie 
versucht, das Interesse am politischen, wirtschaftlichen und 
sozialen Leben zu wecken, indem aufgezeigt wird, dass jede 
und jeder Einzelne in der Gesellschaftsentwicklung eine 
Rolle und Verantwortung übernehmen kann und soll. 
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wurde mit seiner schrittweisen Einführung begonnen, die 
voraussichtlich 2014/15 abgeschlossen sein wird. 

Der PER will im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung 
und Bildung eine breite Palette an Kompetenzen aufbauen. 
Die Schülerinnen und Schüler werden angeleitet, eine kri-
tische Haltung zu entwickeln, in dem sie die Komplexität 
der verschiedenen sozialen, wirtschaftlichen, ökologischen, 
wissenschaftlichen, ethischen und politischen Phänomene 
verstehen lernen. Sie eignen sich auch Verhaltensweisen, 
Fähigkeiten und Wissen an, die es ihnen erlauben, jetzt und 
in Zukunft, für sich und andere, informierte Entscheidungen 
zu treffen und diese auch in Handlungen umzusetzen. 

Die politische Bildung wird in drei Bereiche unterteilt (ähn-
lich wie unter 2.2 beschrieben): Staatsbürgerschaft und 
Institutionen (Citoyenneté et institutions), praktische poli-
tische Bildung in der Schule (Pratique citoyenne à l’école), 
Staatsbürgerschaft und gesellschaftliche Herausforderun-
gen (Citoyenneté et enjeux de société). Die Gewichtung der 
verschiedenen Bereiche und ihr Zusammenspiel verändern 
sich im Laufe der Schulzeit. Dies geschieht unter Berück-
sichtigung des Alters der Kinder sowie des bereits behandel-
ten Unterrichtsstoffs. 

Auch im Verlauf des 2. Zyklus (3.–6. PS) bleibt der Bereich 
praktische politische Bildung in der Schule im Zentrum 
des Interesses. Der Bereich Staatsbürgerschaft und gesell-
schaftliche Herausforderungen aber gewinnt zunehmend an 
Bedeutung. Innerhalb des Bereichs Staatsbürgerschaft und 
Institutionen sollen vor allem Kenntnisse im Zusammen-
hang mit lokalen und kommunalen politischen Geschehnis-
sen erworben werden.

Im 3. Zyklus (Orientierungsschule) ist die Gewichtung der 
einzelnen Bereiche ausgewogener. Zu diesem Zeitpunkt ent-

weitreichenden Angleichung der Programme der öffentli-
chen Schulen gemäss der interkantonalen Vereinbarung über 
die Harmonisierung der obligatorischen Schule (HarmoS). 
Der Lehrplan beschreibt die Ziele des Volksschulunterrichts 
umfassend und kohärent und legt die grundlegenden Anfor-
derungen fest, die am Ende jedes Zyklus erfüllt sein sollen. 
Die derzeitige Übergangsphase ist gekennzeichnet von der 
schrittweisen Einführung des PER, die unter Berücksich-
tigung der Stufen und Fachbereiche stattfindet. Zeiten des 
Übergangs sind vom noch Bestehenden und bereits Neuen 
geprägt. Es erstaunt daher nicht, dass der Unterricht in der 
Volksschule momentan noch von der alten Unterrichtspra-
xis geprägt ist, gleichzeitig aber schon den Schritt zum PER 
vollzogen hat. 

3.1.  Die Stellung der politischen Bildung  
im Westschweizer Lehrplan (PER)

Der PER hat für alle Stufen der Volksschule Gültigkeit und 
legt die fachlichen und pädagogischen Ziele fest, die im 
Verlauf der obligatorischen Schulzeit in den verschiedenen 
Fachbereichen erreicht werden sollen. Die Erziehungskon-
ferenz der Westschweiz und des Tessins (CIIP) hat den PER 
am 27. Mai 2010 verabschiedet. Bereits im August 2011 

Im 1. Zyklus: (Kindergarten, 1.–2. PS) werden die Kinder in 
den schulischen Kontext hinein sozialisiert und somit wird 
bei ihnen eine wesentliche Grundlage für praktische politi-
sche Bildung und demokratisches Bewusstsein angelegt. Die 
Schülerinnen und Schüler lernen, wie sie mit den anderen 
aus ihrer Klasse zusammenleben und in Beziehung treten 
können, werden mit den Regeln des Zusammenlebens ver-
traut gemacht und lernen diese zu respektieren. Die ande-
ren Bereiche der politischen Bildung gehören nicht zu den 
Bestandteilen dieses Zyklus. Aspekte des Bereichs Staatsbür-
gerschaft und gesellschaftliche Herausforderungen können 
aber durchaus angesprochen werden. 

Staatsbürgerschaft  
und Institutionen

Praktische politische Bildung  
in der Schule

Staatsbürgerschaft und gesellschaftliche 
Herausforderungen

Die Schülerinnen und Schüler erwerben das 
nötige Wissen, um das Gesellschaftsgefüge 
und die gesellschaftlichen Institutionen auf 
lokaler, kantonaler, nationaler und inter
nationaler Ebene so zu verstehen, dass sie 
sich darin unter Kenntnis ihrer Rechte und 
Pflichten engagieren können.

Die Schülerinnen und Schüler können sich 
im Sinne einer praktischen  politischen 
 Bildung in den Unterricht einbringen, ins
besondere durch partizipative Strukturen 
(Klassenrat/Schülerparlament) sowie das 
Planen und Durchführen verschiedener 
Aktionen (gemeinnützige Arbeit usw.).

Die Schülerinnen und Schüler werden 
sich bewusst, dass die staatbürgerlichen 
 Pflichten sich sowohl auf ihre eigene 
Situation wie auch auf das weitere Umfeld 
erstrecken. 
 

Im PER erscheint der Bereich Staats
bürgerschaft und Institutionen (Citoyen
neté et institutions) unter dem den 
Geistes und Sozialwissenschaften (GSW) 
zuzuordnenden Aspekt «Individuum und 
Gesellschaft». 
 
 

Der Bereich praktische politische Bildung 
in der Schule (Pratique citoyenne à l’école) 
ist sowohl unter den Aspekten «Zusam
menleben und staatsbürgerliches Handeln», 
die zur Formation générale (Allgemein
bildung) gehören, als auch unter dem Aspekt 
 «Individuum und Gesellschaft» der Geistes 
und Sozialwissenschaften (GSW) zu finden. 

Der Bereich Staatsbürgerschaft und 
gesellschaftliche Herausforderungen 
(Citoyenneté et enjeux de société) findet sich 
unter dem Aspekt (soziale, ökonomische und 
öko logische) «wechselseitige Abhängigkei
ten». Dieser steht in engem Zusammenhang 
mit den Geistes und Sozialwissen schaften 
sowie den Naturwissenschaften und der 
Mathematik.
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Die Schülerinnen und Schüler lernen, ihre Meinung zu äus-
sern, einen Konsens zu suchen und Lösungsvorschläge für 
die anstehenden Probleme zu finden. Sie entwickeln Sozial-
kompetenz in einem Rahmen, der sie mit demokratischen 
Grundsätzen vertraut macht. Sie lernen Entscheidungen zu 
treffen, und ihr Sinn für Verantwortung wird gestärkt. 

Einige Schulen haben den Klassenrat auf die gesamte Schule 
ausgeweitet und sind dem Beispiel einer Schule in Bulle 
gefolgt, die ein «kleines Parlament» führt. Vor fünf Jahren 
beschloss die Primarschule La Léchère, ein dem Klassenrat 
übergeordnetes Organ zu schaffen. Seitdem kommen alle 
zwei bis drei Wochen im kleinen Parlament 23 Klassende-
legierte zusammen (Kindergartenschüler bis hin zur 6. PS), 
um über eigene Fragen und Anliegen zu debattieren. Die 
Vertreterinnen und Vertreter werden – jeweils für ein Jahr 
– von den Klassenkameraden ernannt. Zudem werden Schü-
lerinnen und Schüler bestimmt, die das Präsidium, dessen 
Stellvertretung sowie das Protokoll übernehmen. Das vom 
Schulleiter erstellte Tagungsprotokoll wird jeweils am Mon-
tag nach der Parlamentssitzung der gesamten Schülerschaft 
vorgelesen. In Bulle wird dieses Modell mittlerweile seit fünf 
Jahren mit Erfolg praktiziert. Die Primarschule La Léchère 
hat das Instrument des Klassenrats umfassend genutzt und 
zu einer politischen Institution ausgebaut, die den Schüle-
rinnen und Schülern die Möglichkeit bietet, das Schulleben 
massgeblich mitzugestalten. Schulparlamente/Schülerräte 
bilden allerdings eher die Ausnahme. Weit verbreiteter ist 
hingegen der Klassenrat. 

Leitfaden für Eltern, Kinder und Jugendliche

Seit 2005 erhalten alle deutsch- und französischsprachigen 
Schülerinnen und Schüler in der vierten Klasse den «Leit-
faden für Eltern, Kinder und Jugendliche». Die Broschüre 
soll als Orientierungshilfe dienen und enthält Erklärungen 
zu den Rechten und Pflichten der Schülerinnen und Schüler 
in der Schule und im öffentlichen Raum. Daneben werden 
kurz die gesetzlichen Bestimmungen zu den Themen Betäu-
bungsmittel (Alkohol, Tabak und andere Drogen), Strafta-
ten und Gewalt erklärt. Die Broschüre klärt auch über die 
Folgen des Drogenkonsums auf. Ebenfalls werden darin die 
Verhaltensregeln in öffentlichen Verkehrsmitteln und allge-
mein im öffentlichen Verkehr in Erinnerung gerufen. Die 
verschiedenen Themengebiete werden mit der Lehrperson 
vertieft und anhand von pädagogisch-didaktischen Arbeits-
blättern bearbeitet, die mit der Broschüre mitgeliefert wer-
den. Diese bieten insbesondere Gelegenheit, die Rechte und 
Pflichten von Kindern detaillierter zu studieren (Grenzen 
zuhause, Grenzen in der Schule, Kinderrechtskonvention, 
Toleranz). Die Broschüre stellt ein Bindeglied zwischen der 

faltet auch der Bereich Staatsbürgerschaft und Institutionen 
seine ganze Tragweite. 

So gesehen nimmt die politische Bildung im ganzen Bil-
dungskonzept der Volksschule eine wichtige Rolle ein und 
wird im PER sehr umfassend aufgenommen. Sie steht in 
engem Zusammenhang mit Kenntnissen und Fähigkeiten, 
die durch praktische politische Bildung im Rahmen des 
Fachunterrichts sowie im Klassen- und Schulleben erwor-
ben werden können. 

Die von der politischen Bildung angestrebten Ziele werden 
während der gesamten obligatorischen Schulzeit fächerüber-
greifend verfolgt, sind aber vornehmlich in den Fachberei-
chen der Geistes- und Sozialwissenschaften (Geographie, 
Geschichte, Staatskunde) sowie in der «Formation générale» 
(Allgemeinbildung) anzutreffen. (Diese besteht aus fünf inei-
nandergreifenden Teilbereichen: Medien, Bilder, Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien; Gesundheit und 
Wohlbefinden; persönliche Entscheidungen und Projekte; 
Zusammenleben und Ausüben der Demokratie; Zusammen-
wirken von Gesellschaft, Wirtschaft, Umwelt).

3.2. Primarschule
3.2.1. Vor Einführung des PER

Vor Einführung des Westschweizer Lehrplans (PER) gab 
es keinen Lehrplan oder inhaltliche Empfehlungen für den 
Unterricht zur politischen Bildung. Das heisst allerdings 
nicht, dass in diesem Bereich nichts getan wurde. In den 
ersten Schuljahren übernimmt die Schule eine wichtige 
Sozialisierungsfunktion; so werden die Regeln des gemein-
schaftlichen Zusammenlebens vermittelt und die Sozial-
kompetenzen der Kinder gefördert. Die Primarschule ist 
hier seit ihren Anfängen aktiv. So erbrachte sie bisher schon 
ihren Beitrag zum Bildungsanliegen, welches im neuen 
Westschweizer Lehrplan praktische politische Bildung in 
der Schule (Pratique citoyenne à l’école) heisst. 

Klassenrat

Mit dem Konzept der partizipativen Schule, das seit rund 
zehn Jahren gefördert und durch Weiterbildungskurse 
gestützt wird, begann auch die Praxis des Klassenrats Fuss zu 
fassen. Der Klassenrat bietet den Schülerinnen und Schülern 
eine Diskussionsplattform für alles, was die Klasse betrifft. 
Eine Vielzahl von Themen kann hier zur Sprache kommen. 
Die Themen werden von den Lernenden selbst gewählt, die 
ihre Vorschläge dann in der Traktandenliste vermerken. Es 
kann um Konflikte zwischen zwei Kindern gehen, um diszi-
plinarische Fragen, Projekte, Lehrinhalte und anderes mehr. 
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(2011/12 Einführung des PER für den Kindergarten, die 3. 
PS und die 1. OS). Die politische Bildung soll indessen kein 
Mauerblümchendasein fristen, sondern systematisch in die 
«Formation générale» (Allgemeinbildung) und die Geistes- 
und Sozialwissenschaften eingebunden werden. Zudem wird 
die politische Bildung nach und nach in den neuen Lehrmit-
teln Eingang finden. 

Formation générale

Im Bereich der Formation générale (Allgemeinbildung) 
werden die besonders bedeutsamen Lerninhalte, Einstellun-
gen und Verhaltensweisen festgelegt, die den Schülerinnen 
und Schülern vermittelt, bei ihnen aufgebaut und gefördert 
werden sollen. Der Bereich beinhaltet fünf Themenkreise 
(Medien, Bilder, Informations- und Kommunikationstech-
nologien; Gesundheit und Wohlbefinden; persönliche Ent-
scheidungen und Projekte; Zusammenleben und Ausüben 
der Demokratie; Zusammenwirken von Gesellschaft, Wirt-
schaft, Umwelt). Sie sind darauf ausgerichtet, die Schülerin-
nen und Schüler zu unterstützen, sich selbst und die andern 
besser kennen zu lernen sowie auch verantwortliches und 
staatsbürgerliches Verhalten zu entwickeln. In der Stunden-
tafel hat der Bereich Allgemeinbildung nicht denselben Sta-
tus wie Französisch, Mathematik oder Zweit- und Fremd-
sprache, sodass seine einzelnen Themenkreise nicht explizit 
erscheinen. Wie die Ziele des Bereichs Allgemeinbildung in 
den Unterricht einfliessen, bleibt weitgehend der einzelnen 
Lehrperson überlassen. 

Um die konkrete Umsetzung der Formation générale zu 
gewährleisten, hat das Begleit- und Beratungsteam für all-
gemeine Erziehungsfragen (das den Lehrpersonen in allen 
erzieherischen Belangen zur Seite steht) Unterrichtsmateria-
lien erarbeitet, die aufzeigen, wie die Themenbereiche in den 
Unterricht integriert werden können. Diese Materialien die-
nen den Lehrpersonen als praktische Planungsinstrumente. 
So finden interessierte Lehrpersonen zum Beispiel alle dien-
lichen Informationen, um einen Klassenrat auf die Beine zu 
stellen. 

Die Einführung der Formation générale in den Primarschu-
len ist dreistufig vorgesehen (Information, Weiterbildung, 
Umsetzung). Für den Kindergarten und die 3. PS beginnt 
Anfang 2012 die Umsetzungsphase. In dieser Phase werden 
die Lehrerinnen und Lehrer von einem fünfköpfigen Team 
unterstützt, das zur Beratung beigezogen werden kann. Die 
1.–2. PS und 5.–6. PS werden im Lauf des Schuljahrs Phase 
zwei erreicht haben. Mit dem Schuljahresbeginn 2012 wird 
die Umsetzungsphase gestartet. Für die 5.–6. PS wird die 
Umsetzung 2013 erfolgen. 

Schule, den Kindern und den Eltern im Dienste der gemein-
samen Erziehungs- und Bildungsaufgabe dar und wurde in 7 
Sprachen übersetzt. 

Programm «Vers le pacifique» (UnescoLabel)

Das kanadische Programm aus Quebec zur Entwicklung der 
Beziehungs- und Sozialkompetenzen wurde von etwas mehr 
als 12 Schulen übernommen. Das Programm beinhaltet the-
oretische Vorträge, praktische Übungen, Rollenspiele und 
das Spielen von gestellten Situationen. In diesen Workshops 
erlangen die Kinder soziale Fähigkeiten, mit denen sie ler-
nen, friedliche zwischenmenschliche Beziehungen zu pfle-
gen und Konflikte gewaltlos zu lösen. Die Kinder lernen gut 
zuzuhören und zu kommunizieren, besser mit ihren Gefüh-
len umzugehen, in der Gruppe zu arbeiten und Lösungen für 
ihre Probleme zu finden. Ein gutes, friedfertiges Schulklima 
baut auf einer positiven Konfliktkultur auf, welche vom dia-
logischen, konstruktiven Meinungsaustausch geprägt wird. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass in der Schule in den 
letzten Jahren ein Wandel hin zu vermehrter Mitbestimmung 
und Verantwortungsübernahme stattgefunden hat. Die Ver-
mittlung sozialer Kompetenzen basiert auf dem Verständnis 
für die Rechtmässigkeit der kollektiven Regeln. Einige Pro-
jekte binden den Aspekt der Demokratie mit ein, indem die 
Schülerinnen und Schüler dazu aufgerufen werden, bei der 
Erarbeitung mitzuwirken. Am Institut St. Joseph werden die 
Regeln des Zusammenlebens zum Beispiel gemeinsam mit 
den Schülerinnen und Schülern erstellt; jedes Jahr verspre-
chen alle Mitglieder der Schule diese Regeln einzuhalten, 
indem sie die Schulfahne unterschreiben. 

Somit wird der sozialen Dimension der politischen Bil-
dung bereits in der Primarschule grosse Aufmerksamkeit 
geschenkt. Die schulische Sozialisierung bereitet die Ler-
nenden auf das Leben in der Gemeinschaft vor; sie lernen 
ihre Meinung einzubringen, aber auch zuzuhören. Der PER 
nimmt also auf und setzt fort, was schon bis anhin geleistet 
wurde. Und der neue Lehrplan systematisiert und akzentu-
iert bereits bestehende Lerninhalte. 

3.2.2.  Umsetzung der Aspekte der politischen 
Bildung gemäss PER

Die Einführung des PER auf Primarschulstufe verlangt von 
den Lehrkräften erhebliche Anpassungsleistungen, zumal sie 
bislang schwergewichtig mit Grundlagenfächern wie Fran-
zösisch, Fremdsprachen und Mathematik beschäftigt sind. 
Der neue Westschweizer Lehrplan wird schrittweise umge-
setzt, und die Einführung erfolgt gestaffelt nach Schulstufen 
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Kindern und Jugendlichen durch. Mehrere Lehrpersonen 
integrieren diese Methode regelmässig in ihren Unterricht. 
Vor zwei Jahren war das Philosophieren mit Kindern und 
Jugendlichen auch Teil eines Vorprojekts in Vuisternens-
devant-Romont. Zudem erwerben alle Studierenden an der 
PH Freiburg eine Basisausbildung in diesem Bereich. 

Abschliessend kann festgehalten werden, dass der PER eine 
Chance für die politische Bildung darstellt, da sie künftig 
in der obligatorischen Schule deutlich sichtbarer wird. Die 
einzelnen Aspekte der politischen Bildung sind nun auch 
formal Bestandteil des Lehrplans und haben dadurch an 
Gewicht gewonnen. Diese Entwicklung zieht auch die Aus-
arbeitung neuer Lehr- und Lernmaterialien nach sich; die 
Grundlagen für die politische Bildung werden bereits in der 
Primarschule gelegt. 

3.3. Orientierungsschule (OS)

Erst in der Orientierungsschule wird die politische Bildung 
als eigenständiges Schulfach geführt. Derzeit umfasst die 
Stundentafel der meisten Schülerinnen und Schüler des drit-
ten Jahres wöchentlich eine Stunde politische Bildung oder 
sie wird diese Lektion bereits in naher Zukunft beinhalten. 
Im Rahmen dieses Faches werden die institutionellen und 
politischen Aspekte des Themas behandelt. Der Begriff der 
«Staatskunde» wurde 2005 durch den Begriff der «politi-
schen Bildung» ersetzt. 2007 sind die inhaltlichen Schwer-
punkte überarbeitet worden, um dem erweiterten Sinn des 
Konzepts der politischen Bildung gerecht zu werden. Für die 
Unterrichtenden dieses Faches wird ein didaktisches Instru-
ment erstellt. Zu jedem Teilbereich stehen Materialien zur 
Verfügung: Zahlreiche Internetseiten, direkt als Arbeitsblät-
ter einsetzbare Dokumente sowie Vorschläge zu Unterrichts-
aktivitäten. 

Die politische Bildung gliedert sich in drei Teilbereiche und 
vier Ebenen (Gemeinde-, Kantons-, Bundes- und internati-
onale Ebene):

1. Die politische Dimension (14 Lektionen): Staats- und 
Regierungsformen, der Schweizerische Bundesstaat und 
seine juristischen und politischen Institutionen, die 
UNO.  

2. Die sozioökonomische Dimension (8 Lektionen): 
Steuerwesen, Arbeitsrecht, Solidarität, Europa.  

3. Die soziokulturelle Dimension (10 Lektionen): 
Menschenrechte, Mitmenschen und ich, nachhaltige 
Entwicklung, Nichtregierungsorganisationen (NRO).

Im Rahmen des PER wird nicht nur systematisiert, was bis-
her schon im Unterricht angeboten wurde: Neu werden auch 
Lehrpersonen, die im Unterricht bisher auf Aspekte der all-
gemeinen Bildung verzichtet haben, auf die entsprechenden 
Inhalte verpflichtet. Dank der Transparenz und Verbindlich-
keit, die der Westschweizer Lehrplan schafft, kann künftig 
gewährleistet werden, dass die Ziele des PER im Unterricht 
auch wirklich zum Tragen kommen. Anders als heute wird 
es in Zukunft möglich sein auszusagen, was diesbezüglich 
in einer Klasse geschieht bzw. geschehen sollte. Den Lehr-
personen fällt die Aufgabe zu, die Planungsinstrumente für 
den Unterricht à jour zu halten und abzustimmen. So soll-
ten Redundanzen im Unterricht der einzelnen Klassen und 
Lehrpersonen vermieden und das Konzept für die politische 
Bildung kohärent weiterentwickelt werden können. 

Geistes und Sozialwissenschaften (GSW)

Der Bereich der GSW umfasst die Fächer Geschichte, Geo-
graphie und politische Bildung. Es ist nicht vorgesehen, die 
politische Bildung auf der Primarstufe als eigenständiges 
Schulfach zu führen. Jedoch wurden Empfehlungen zuhan-
den der Lehrerschaft erlassen, die nahe legen, Teilaspekte der 
politischen Bildung in den Unterricht zu integrieren. Wenn 
immer möglich soll dies in Verbindung mit aktuellen The-
men geschehen. Derzeit sind verschiedene Arbeitsgruppen 
mit der Entwicklung von Lehrmitteln für den Geographie-
unterricht beschäftigt. Diese werden konform mit dem PER 
auch Aspekte der politischen Bildung beinhalten.

Auf kantonaler Ebene (unter Aufsicht des DOA/SEnOF) 
wird derzeit ein zweisprachiges Lehrmittel bestehend aus 
sechs Teilbänden konzipiert (4. PS im französischsprachigen 
und 3.–5. PS im deutschsprachigen Kantonsteil), das sich an 
alle Schülerinnen und Schüler des Kantons richtet. Darin 
finden sich Themen zum Kanton Freiburg und zur Freibur-
ger Identität. Auch institutionelle Aspekte werden darin the-
matisiert (territoriale Gliederung, Aufgabe der Gemeinden 
und Bezirke, die Gewaltentrennung). 

Philosophieren im Schulunterricht

Vor Kurzem ist auch die Philosophie in den Lehrplan der 
Primarschule aufgenommen worden. Für Westschweizer 
Volksschullehrpersonen, welche die an Kinder angepasste 
Methode der philosophischen Reflexion gerne in ihrem 
Unterricht anwenden möchten, besteht ein Weiterbildungs-
angebot. Die Methode des Philosophierens mit Kindern 
und Jugendlichen wird zur Erreichung spezifischer Ziele 
des PER genutzt. Zurzeit führen zwei Primarschulen (Cour-
tion, Auge-Neuveville) ein Projekt zum Philosophieren mit 
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Schülerrat an den Orientierungsschulen  
Bulle und Marly

Seit 2005 verfügt die OS Bulle über einen Schülerrat mit zwei 
Organen: Die Generalversammlung der Klassendelegier-
ten und das Komitee, das neun durch eine schulhausweite 
Proporzwahl gewählte Mitglieder umfasst. Während einer 
Woche pro Schuljahr findet ein eigentlicher Wahlkampf statt, 
in der die Kandidaten ihre Ideen und Vorschläge präsentie-
ren. Das Komitee ist das Exekutivorgan, das mit der Umset-
zung der Vorschläge der Generalversammlung beauftragt ist. 
Seit seiner Gründung hat sich der Schülerrat an mehreren 
Projekten beteiligt. So findet nun jeweils zum Schuljahres-
schluss ein Ball für die Jugendlichen der dritten Klasse statt, 
um das Ende der obligatorischen Schulzeit zu feiern. Um 
das soziale Klima im Schulhaus zu verbessern, wurden zahl-
reiche Anlässe organisiert, namentlich eine Ausstellung zur 
kulturellen Vielfalt sowie eine multikulturelle Pause, wäh-
rend der die Schülerinnen und Schüler die verschiedensten 
Gerichte aus allen durch die Schülerschaft repräsentierten 
Ländern probieren konnten. Die Mitglieder des Schülerrates 
lernen so Projekte zu planen, öffentliche Debatten zu führen 
und entdecken auch einige Instrumente der Demokratie. 

Auch die OS Marly verfügt über einen Schülerrat. Alljähr-
lich wählt jede Klasse im September ihren Vertreter/ihre 
Vertreterin (sowie einen Stellvertreter/eine Stellvertreterin), 
der/die dann an den Versammlungen des Schülerrates teil-
nimmt, die ein- bis zweimal pro Monat mittags oder wäh-
rend der Pause stattfinden. Die Delegierten informieren 
anschliessend ihre Klassenkameradinnen und Klassenkame-
raden über die Versammlung. An Vorschlägen mangelte es 
bisher nicht. Nachdem verschiedene Ideen in den Klassen 
zusammengetragen worden sind, erstellen die Delegierten 
eine Projektliste. Unter anderem sind eine Talentshow, ein 
Weihnachtsimbiss und die Senkung der Preise für die Pau-
sensnacks vorgesehen. Die Delegierten verfassten Postulate 
und lernten dabei, für ihre Ideen zu argumentieren.

Abstimmungssimulation an der 
Orientierungsschule Jolimont

Die OS Jolimont organisiert ab und zu parallel zu aktuellen 
Abstimmungen ihre eigenen Urnengänge. Im Vorfeld neh-
men alle Schülerinnen und Schüler an einer Vorbereitung 
mit ihren Klassenlehrpersonen teil. Abstimmungsunterla-
gen werden verteilt und von einer Nachbargemeinde wird 
eine Urne zur Verfügung gestellt. Es ist geplant, dass die 
Schülerinnen und Schüler ab dem kommenden Schuljahr 
mindestens einmal jährlich über ein Thema abstimmen, das 
auch dem Schweizer Stimmvolk vorgelegt wird. 

Den Lehrpersonen wird empfohlen, die einzelnen Themen-
bereiche wenn immer möglich im Zusammenhang mit aktu-
ellen Geschehnissen zu behandeln. Dabei werden einige der 
in diesem Fach behandelten Aspekte auch im Geschichts-
unterricht aufgegriffen, da hier verschiedene Elemente der 
Schweizer Geschichte wiederkehren; unter anderem auch 
die Gründung des Bundesstaates und die politische Organi-
sation der modernen Schweiz. 

In Zusammenhang mit der Allgemeinbildung sind für das 
Jahr 2012 zwei Halbtage für die Ausbildung zu diesem 
Thema vorgesehen, wo die Lehrkräfte in die bereits beste-
henden Unterrichtshilfen zur Förderung des Debattierens 
und Argumentierens eingeführt werden. Auch ist geplant, 
das Projekt Jugend debattiert der Stiftung Dialog vorzustel-
len sowie Möglichkeiten aufzuzeigen, wie sich Philosophie 
in den Unterricht integrieren lässt (Philosophieren mit Kin-
dern und Jugendlichen wie vorgängig erörtert). 

Im Rahmen des Projektes Jugend debattiert wird regional 
ein Debattiertag organisiert. In einem ersten Schritt tragen 
die Schülerinnen und Schüler Pro- und Kontraargumente 
zu einem bestimmten Thema zusammen, mit denen sie sich 
anschliessend in einer Debatte gegenübertreten. Es besteht 
ebenfalls die Möglichkeit, an einem nationalen Debattier-
wettbewerb teilzunehmen, dessen Finale alle zwei Jahre 
stattfindet. Diesem Finale gehen Ausscheidungswettkämpfe 
voran, die dezentral von Schulen, Jugendgruppen oder inte-
ressierten Organisationen und Institutionen organisiert 
werden. Seit Projektbeginn 2006 haben sich mehr als 25 000 
Jugendliche daran beteiligt. In mehreren Schulen haben 
sich das Lehrkollegium und/oder die Schulleitung dazu ent-
schlossen, Jugend debattiert regelmässig zu nutzen. Teilweise 
ist das Projekt in Form von Debattierklubs zu einem integra-
len Bestandteil der Schulhauskultur geworden. 

Ergänzend zum ordentlichen Unterricht werden an einigen 
Orientierungsschulen punktuell Veranstaltungen zur poli-
tischen Bildung durchgeführt: Im Rahmen des Unterrichts 
zur politischen Bildung, aber auch durch Lehrpersonen aus 
fachfremden Bereichen oder sogar als Aktion der gesamten 
Schule. Mancherorts werden externe Personen hinzugezo-
gen wie zum Beispiel Gemeindesekretäre oder Gemeinde-
ammänner oder es werden Abstimmungen simuliert, wie das 
regelmässig an der OS Jolimont passiert. Politische Bildung 
findet in den unterschiedlichsten gemeinsamen Projekten 
sowie an kulturellen und sportlichen Anlässen statt, die von 
den verschiedenen Schulen durchgeführt werden. 
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abgehalten und ein Jahr später verliess ein Hilfscontainer die 
Schweiz in Richtung Banfora. 

Die Bestandsaufnahme der französischsprachigen obligato-
rischen Schulen zeigt, dass diese sich derzeit in einer Phase 
des Wandels erleben. Im Bereich der politischen Bildung 
bringt der PER keinen Umbruch, sondern ist eine Weiter-
führung dessen, was vor seinem Inkrafttreten begonnen hat. 
Mit dem PER erfährt die politische Bildung einen bisher 
unbekannten Grad der Formalisierung. Die durch diesen 
Unterricht verfolgten Ziele sind nun formal Bestandteile 
des Bildungskonzepts und tragen auch den verschiedenen 
Bereichen der politischen Bildung Rechnung. Die Offenle-
gung der in diesem neuen Kontext geforderten pädagogisch-
didaktischen Erwartungen wird es künftig erlauben, die 
Entwicklung der Schule im Bereich der politischen Bildung 
besser zu verfolgen. 

4.  Deutschsprachige obligatorische 
Schule (Volksschule)

Die Schulen Deutschfreiburgs haben nicht dieselbe Ent-
wicklung durchlaufen wie im französischsprachigen Teil des 
Kantons Freiburg. Das Deutschschweizer Gegenstück zum 
Westschweizer Lehrplan ist der Lehrplan 21, der allerdings 
erst 2014 in Kraft treten soll. Die Situation der politischen 
Bildung an den deutschsprachigen Schulen wird daher hier 
nur in knapper Form dargestellt. 

4.1. Primarschule

Der Fokus der politischen Bildung liegt auch in den Deutsch-
freiburger Primarschulen beim Aufbau und der Förderung 
staatsbürgerlicher Kompetenzen. Auch hier wurden partizi-
pative Strukturen, wie zum Beispiel der Schülerrat, geschaf-
fen. Ähnlich wie die Schule La Léchère in Bulle und ihr klei-
nes Parlament gibt es an der Primarschule Flamatt bereits 
seit 1999 einen Schülerrat als Just Community. Im Rahmen 
der politischen Bildung nimmt das Projekt «Zeitung in der 
Schule» eine wichtige Rolle ein, welches 728 Schülerinnen 
und Schülern (40 Klassen) ermöglicht, sich während zwölf 
Wochen mit dem Beruf des Journalisten/der Journalistin 
auseinanderzusetzen. Das Projekt basiert auf der erfolgrei-
chen Zusammenarbeit zwischen Schulen, privaten Unter-
nehmen und der Tageszeitung Freiburger Nachrichten. Wäh-
rend dreier Monate wurde der Leserschaft täglich ein Artikel 
geboten, der jeden Tag von einer anderen Klasse verfasst 
worden war. Die Schülerinnen und Schüler setzten sich bei 
diesem Projekt auch mit der Tagesaktualität auseinander, 
da im Unterricht immer Zeit für die Zeitungslektüre einge-
plant war. Die erfolgreiche Durchführung von 2011 soll in 

Verschiedene Projekte

Die verschiedenen Schulen sowie die Schulklassen initiie-
ren zahlreiche Projekte, wodurch verschiedene Fähigkeiten, 
Kompetenzen und auch Fachwissen gefördert werden. Als 
gemeinschaftliche Projekte verlangen sie von der Schüler-
schaft Partizipation und Kooperation sowie die Auseinan-
dersetzung mit aktuellen sozialen Problemen. Zwei Formen 
von Aktivitäten finden sich in den Orientierungsschulen 
besonders häufig: Tätigkeiten, die Erfahrungen im Zusam-
menhang mit aktuellen Problemen und den Medien ermög-
lichen, sowie Kooperationsprojekte zur Unterstützung von 
Entwicklungsländern. 

Die OS Domdidier hat ein Radioprojekt auf die Beine 
gestellt, das ebenso neu wie ambitioniert ist. Die Radiosen-
dungen werden von den Schülerinnen und Schülern und 
dem Lehrkörper im Rahmen des Wahlfaches RadioCOD und 
der kulturellen und sportlichen Projektwoche zusammenge-
stellt. Das ihnen zur Verfügung stehende Material ist origi-
nalgetreu, was die Produktion von Radiosendungen unter 
professionellen Bedingungen erlaubt. Dieses Projekt för-
dert die schriftlichen und mündlichen Sprachkompetenzen 
der Beteiligten sowie ihre Fähigkeit zur Zusammenarbeit in 
der Gruppe, wo sich jede und jeder mit seinen persönlichen 
Fähigkeiten und Kompetenzen einbringen kann. Der Sender 
RadioCOD ist aber auch ein wertvoller Informationskanal 
und ermöglicht einen exklusiven Einblick ins schulische 
Zusammenleben. Das Projekt wird jeweils von einem Paten 
oder einer Patin unterstützt (Jean-Marc Richard 2009/10, 
Jean-Charles Simon 2010/11, Camille Tissot 2011/12), wel-
cher/welche die Teilnehmenden des Wahlfaches einmal 
jährlich besucht. Bei diesem Besuch wird jeweils auch ein 
Interview mit dem bekannten Gast durchgeführt und seine 
Ratschläge und Empfehlungen werden eingeholt. In ähnli-
cher Weise ermöglichen einige Orientierungsschulen im 
Rahmen von Sonderwochen ihren Schülerinnen und Schü-
lern, sich als Journalisten und Journalistinnen zu betätigen. 
Die «Journalistenteams» verfassen Reportagen über ver-
schiedene schulische Aktivitäten, die während dieser Son-
derwoche im Schulhaus stattfinden. 

Die OS in Estavayer plant alle drei Jahre eine Reise nach 
Senegal. Dazwischen finden diverse Aktionen statt: Korre-
spondenz mit Jugendlichen, Spendensammlung mit Betei-
ligung der ganzen Schülerschaft usw. Die OS Marly konnte 
eine Partnerschaft mit einem Gymnasium in der Stadt Ban-
fora in Burkina Faso aufbauen. Nach einem Besuch 2010 ist 
die Schule weiterhin bemüht, diese Partnerschaft mit ver-
schiedenen Anlässen zu pflegen: Ein Weihnachtsanlass unter 
dem Motto der Solidarität wurde im schulischen Rahmen 
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Ähnlich wie an den französischsprachigen Orientierungs-
schulen werden auch an den deutschsprachigen Schulen 
Projekte und Aktionen durchgeführt, die zur politischen 
Bildung der Schülerinnen und Schüler beitragen. Auch hier 
dreht sich vieles ums Thema der Entwicklungshilfe: Eine 
Klasse organisierte zum Beispiel einen Kuchenverkauf und 
eine Tombola zugunsten der Flutopfer von Pakistan, während 
eine andere Klasse sich an einem Projekt beteiligte, das 
Fahrräder für Ungarn sammelt. Die Orientierungsschulen 
von Kerzers und Gurmels verfügen über einen Schülerrat. 
Und die OS Düdingen wird diesem Beispiel bald folgen. 

5. Unterricht der Sekundarstufe 2

Lehrplan Gymnasium

Im gymnasialen Lehrplan ist kein eigenes Unterrichtsgefäss 
für die politische Bildung vorgesehen. Damit zusammen-
hängende Themen werden jedoch im Geschichtsunterricht 
aufgegriffen. Obwohl die Ziele der politischen Bildung nur 
selten explizit im Lehrplan erwähnt werden, können die 
meisten historischen Ereignisse als Anlass dienen, über die 
Grundlagen der Demokratie nachzudenken und sich mit 
den politischen Strukturen und deren Wandel vertraut zu 
machen. Die Schweizer Geschichte nahm während langer 
Zeit nur eine Nebenrolle im Geschichtsunterricht ein, nun 
aber ist das Interesse daran neu entfacht. Die Lehrpläne soll-
ten künftig dieser Entwicklung Rechnung tragen, indem der 
Schweizer Geschichte ein grösserer Platz eingeräumt wird. 
Derzeit wird sie nur punktuell im Zusammenhang mit sich 
dazu eignenden historischen Ereignissen behandelt, wie 
zum Beispiel der Französischen Revolution oder dem Ersten 
und Zweiten Weltkrieg.

Teilaspekte der politischen Bildung werden zudem im Fach 
Wirtschaft und Recht behandelt, das von allen Schülerin-
nen und Schülern des ersten Gymnasialschuljahres besucht 
wird. Unter anderem wird hier auch auf das Verfassungs-
recht eingegangen. Schülerinnen und Schüler, die sich für 
den Schwerpunkt Wirtschaft und Recht entschieden haben, 
erwerben vertiefte Kenntnisse in finanziellen, juristischen 
und wirtschaftlichen Belangen. Diese sind sehr hilfreich, um 
die aktuellen gesellschaftlichen Probleme zu verstehen. 

Lehrplan Kaufmännische Berufsmaturitätsschulen

Auch in den Kaufmännischen Berufsmaturitätsschulen ist 
die politische Bildung kein eigenständiges Fach, wird aber 
zu einem grossen Teil durch den Unterricht Wirtschaft und 
Gesellschaft abgedeckt. Die staatskundlichen Aspekte wer-
den vorrangig im ersten Jahr behandelt. Die Schülerinnen 

zwei Jahren, wenn das Projekt bereits zum vierten Mal in die 
Schulen gelangt, fortgesetzt werden. 

Interessanterweise tauchen Teilaspekte der politischen Bil-
dung, die dem Bereich Staatsbürgerschaft und Institutionen 
zuzuordnen sind, auf der Primarstufe im Fach Geschichte 
auf. Mit den neuen Lehrmitteln für die 4. bis zur 6. Klasse 
(Mittelstufe) seit 2007 steht die Freiburger Geschichte im 
Mittelpunkt, und zwar von der Römerzeit bis heute. In der 
6. Klasse wird die Entstehung der modernen Schweiz behan-
delt und auf den helvetischen Föderalismus eingegangen. 
Zudem werden auch Freiburger Politikerinnen und Politiker 
thematisiert. 

4.2. Orientierungsschule

Anders als im französischsprachigen Kantonsteil erscheint 
die politische Bildung in den deutschsprachigen Orientie-
rungsschulen nicht als eigenständiges Fach. Sie ist Bestandteil 
des Geschichtsunterrichts, der während allen drei Schuljah-
ren angeboten wird. Nach und nach werden die Schülerinnen 
und Schüler mit den Funktionen des Schweizerischen Bun-
desstaates und seinen Institutionen, der Gewaltentrennung, 
den politischen Parteien und den Rechten und Pflichten 
der Staatsbürgerinnen und Staatsbürger vertraut gemacht. 
Im dritten Jahr liegt ein thematischer Schwerpunkt auf den 
Beziehungen zwischen der Schweiz und der Europäischen 
Union. Obwohl alle wichtigen Aspekte in diesem Unter-
richt aufgenommen werden, wäre die fachliche Vertiefung 
in einem eigenständigen Unterrichtsfach bedeutend höher. 
Heute überschneiden sich Lerninhalte der politischen Bil-
dung mit Themen aus anderen Fächern. Es kann allerdings 
davon ausgegangen werden, dass die politische Bildung im 
Lehrplan 21 in neuer Form verankert wird. 

Im Fach Lebenskunde geschieht praktische politische Bil-
dung. Es bietet den Schülerinnen und Schülern in ihrer 
Lebensphase des Übergangs ins Erwachsenenleben Orien-
tierung und Unterstützung. Verschiedene Themen kom-
men zur Sprache: Die persönliche Entwicklung, Selbst- und 
Fremdwahrnehmung, Wertschätzung und Akzeptanz, das 
Zusammensein und die Zusammenarbeit in der Gruppe, 
Gesundheit und Sexualität sowie die Berufsfindung. Der 
Lebenskundeunterricht weist viele Merkmale eines Klas-
senrats auf: Er bietet Zeit und Raum für den Dialog und 
die Konfliktlösung. Die Schülerinnen und Schüler erhalten 
eine Austauschplattform für ihre Anliegen und sie planen 
gemeinsame Vorhaben (Exkursionen, Studienreisen usw.) 
An den französischsprachigen Orientierungsschulen wird 
dieses Fach unter dem Namen «Formation générale» ange-
boten. 
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schulen und den Fachmittelschulen einigermassen erkenn-
bar erscheint, ist sie im gymnasialen Lehrplan weniger klar 
sichtbar. Es ist aber anzumerken, dass Aspekte der politi-
schen Bildung vom Lehrkörper immer wieder im Zusam-
menhang mit aktuellen Geschehnissen aufgegriffen und in 
den Unterricht integriert werden. Zudem tragen Aktionen 
und Projekte an den Schulen zur politischen Bildung bei. So 
werden im Rahmen von kulturellen Anlässen regelmässig 
Debatten organisiert. Je nach Thema wird ein Politiker oder 
eine Politikerin eingeladen. Im Interkantonalen Gymnasium 
der Region Broye (GYB) waren sowohl Bundesrat Pascale 
Couchepin als auch Alain Berset, damals noch Ständerat, zu 
Gast. Er war vor zwei Jahren ebenfalls von der Fachmittel-
schule Freiburg eingeladen worden. Die Kollegien in Bulle 
und Gambach organisierten anlässlich der Volksabstim-
mung über das Minarettverbot Debatten. Das Kollegium St. 
Michael wählt jeweils ein Leitthema und befasst sich dann 
während eines Jahres mit seinen verschiedenen Teilaspekten. 
Das Schuljahr 2010/11 war dem Islam gewidmet, wobei man 
sich mit den verschiedenen Themen rund um die arabischen 
Staaten auseinandersetzte. Im vergangenen September hatte 
das Kollegium des Südens den ehemaligen Chef des Bundes-
nachrichtendienstes eingeladen, der sich zu verschiedenen 
Aspekten der inneren und äusseren Sicherheit der Schweiz 
äusserte. 

Zahlreiche Schulen organisieren anlässlich der eidgenössi-
schen Wahlen eine Sonderveranstaltung, bei der die Wahlen 
direkt auf Grossleinwand übertragen werden. Andere bie-
ten regelmässige Bundeshausbesuche und anschliessendem 
Treffen mit Freiburger Abgeordneten an. Die Schülerinnen 
und Schüler des GYB besuchten das Europäische Parlament 
in Strassburg, während das Kollegium des Südens sowie die 
Kollegien St. Michael, Gambach und Heilig Kreuz regel-
mässig am Projekt Jugend debattiert teilnehmen. Die bei-
den letztgenannten Schulen bieten ihren Schülerinnen und 
Schülern in Zusammenarbeit mit dem Kollegium St. Michael 
ein Wahlfach in Geschichte/Politikwissenschaften an mit der 
Option, an der SUNESCO teilzunehmen. Die SUNESCO ist 
eine Simulation der UNO-Generalversammlung, die jedes 
Jahr im Grossratssaal organisiert wird. Der letzte Anlass 
wurde von Jospeh Deiss, Präsident der UNO Generalver-
sammlung, eröffnet. Schliesslich verfügen vier Schulen 
(Kollegium des Südens, GYB, Heilig Kreuz, St. Michael) 
über einen Schülerrat. Das Kollegium des Südens und das 
Kollegium St. Michael haben Schülervereine, die sich aktiv 
im Bereich der humanitären Hilfe einsetzen. Beide führen 
punktuell Hilfsaktionen sowie Informationsveranstaltungen 
durch, bei denen sie ihre Mitschülerinnen und Mitschüler 
über Fragen zur Entwicklung von Drittweltländern ins Bild 
setzen.

und Schüler studieren das System der Gewaltentrennung und 
die Funktion der verschiedenen Instanzen auf Gemeinde-, 
Kantons- und Bundesebene. Ferner erwerben sie Kenntnisse 
über die verschiedenen Wahlverfahren sowie andere Instru-
mente der schweizerischen Demokratie.

Obwohl das Fach Geschichte inhaltlich gesehen demjeni-
gen an den Gymnasien sehr ähnlich ist, kann hier dennoch 
anhand von zwei Lernzielen ein viel klarerer Fokus auf die 
staatsbürgerlichen Elemente ausgemacht werden: «Die 
Fähigkeit haben, seine Rolle als Staatsbürger, als Staatsbür-
gerin wahrzunehmen» und «die Fähigkeit, in der Politik zwi-
schen Fakten und Meinungen zu unterscheiden, sich seiner 
persönlichen Rechte im öffentlich-rechtlichen Bereich (Poli-
tik, Recht, Wirtschaft) bewusst sein». 

Lehrplan der Fachmittelschulen

Einen Monat lang findet für die Absolventinnen und Absol-
venten des dritten Schuljahres politische Bildung im Rah-
men des Faches Soziologie statt. Die Schülerinnen und 
Schüler eignen sich in dieser Zeit Wissen über unsere recht-
staatlichen Konzepte an, indem Kantons- und Bundesver-
fassung verglichen, das System der Gewaltentrennung und 
die verschiedenen politischen Institutionen auf Gemeinde-, 
Kantons- und Bundesebene studiert werden. Sie erhalten 
Informationen über die Rolle und Aufgabe eines Freiburger 
Oberamtmanns, lernen die Namen der sieben Bundesrätin-
nen und Bundesräte und deren Departemente und Aufga-
ben kennen. Daneben lernen sie das Konzept des Zweikam-
mersystems in den Vereinigten Staaten und der Schweiz zu 
erklären sowie die Besonderheiten der grossen politischen 
Parteien zu identifizieren. Im Allgemeinen dient der Sozio-
logieunterricht dazu, eine Grundlage für das Verständnis 
der gesellschaftlichen Probleme in den sozioökonomischen, 
politischen, religiösen, menschenrechtlichen und kulturel-
len Bereichen zu schaffen. 

Der Geschichtsunterricht an den Fachmittelschulen unter-
scheidet sich wesentlich von demjenigen anderer Schulen 
der Sekundarstufe 2. Im zweiten Schuljahr besuchen die 
Schülerinnen und Schüler ein Modul, das einzig der Ver-
mittlung der Schweizer Geschichte von der Alten Eidgenos-
senschaft bis hin zur modernen Schweiz dient. Der letzte 
Teil ist der Gründung der modernen Schweiz gewidmet und 
behandelt auch Aspekte der politischen Organisation des 
Bundesstaates. 

Dieser Streifzug durch die Lehrpläne zeigt auf, dass die poli-
tische Bildung auf der Sekundarstufe 2 durchaus ihren Platz 
hat. Während sie an den Kaufmännischen Berufsmittel-
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Gemeinde-, Kantons- und Bundesbehörden (7E), sowie den 
Verfahren betreffend die politischen Rechte (Stimmrecht, 
Wahlrecht, Initiativrecht & Referendum) (5E). 4 Einheiten 
sind für das Erklären und Vergleichen der Abstimmungs- 
und Wahlverfahren (Proporz- und Majorzsystem) vorgese-
hen. Weitere 8 Einheiten ermöglichen den Lernenden, ihre 
Analysefähigkeit zu erproben. Dies geschieht mit Hilfe von 
aktuellen Nachrichten über die Parteien, die aus den unter-
schiedlichsten Medien stammen, und anhand von aktuellen 
Themen nach Wahl der Lehrperson.

Lehrplan der kantonalen Berufsmaturitätsschulen

Für Personen, die einen eidgenössischen Fähigkeitsausweis 
erworben haben, besteht die Möglichkeit einer Zusatzbil-
dung mit dem Ziel der Berufsmaturität. Diese befähigt die 
Absolventinnen und Absolventen, ohne Aufnahmeprüfung 
an einer höheren Schule oder Fachhochschule zu studieren. 
Aspekte der politischen Bildung finden sich hier vor allem 
im Fach Geschichte und politische Institutionen. Themati-
sche Schwerpunkte liegen auf dem politischen System der 
Schweiz und der Funktionsweise der halbdirekten Demo-
kratie. Am Ende ihrer Ausbildung sollten die Berufsma-
turandinnen und Berufsmaturanden fähig sein, politische 
Strukturen und ihre Veränderungen zu analysieren. Den 
Lehrpersonen wird empfohlen, Unterrichtsthemen vorwie-
gend aus der modernen Geschichte zu wählen und das Ver-
ständnis aktueller Probleme in den Vordergrund zu stellen. 

Im Rahmen der Sozialwissenschaften (Psychologie, Soziolo-
gie) setzen sich die Schülerinnen und Schüler mit Konzepten 
zu aktuellen Themen und zur Gesellschaft auseinander. Sie 
werden dazu angeleitet, schrittweise eine kritische und kon-
struktive Haltung zu entwickeln. 

Auch die Berufsmaturitätsschulen organisieren im ausser-
schulischen Rahmen Debatten für ihre Schülerschaft. The-
men im Zusammenhang mit der UNO standen 2011 im 
Blickpunkt des Interesses. Im Anschluss an seine Wahl als 
Vorsitzender der UNO Generalversammlung hat sich Joseph 
Deiss bereit erklärt, die Schülerschaft der Sekundarstufe 2 
(Allgemein- und Berufsbildung) zu treffen. Es wurden Semi-
nare zum Thema Europa und die gegenwärtigen und künfti-
gen Herausforderungen organisiert. Auch der belgische und 
der niederländische Botschafter wurden zur Debatte einge-
laden. Vor jeder Abstimmung erhalten die Schülerinnen und 
Schüler Unterlagen vom Jugendrat und die Themen werden 
in der Klasse diskutiert. 

Ein besonders bemerkenswerter Versuch fand am Kol-
legium des Südens bei der Wahl in den Verfassungsrat 
statt: Zu Beginn des Schuljahres 1999/2000 machten zwei 
Geschichtslehrer volljährigen Studierenden den Vorschlag, 
sich aktiv an der politische Debatte anlässlich der Wahl in 
den Versfassungsrat zu beteiligen. Damit wollten sie den 
Staatskundeunterricht in der Erfahrungswelt verankern. 
Die Studierenden fanden Gefallen daran und gründeten die 
Bewegung «Energie nouvelle». Es wurden zwei Listen ein-
gereicht, eine im Vivisbachbezirk (7 Kandidierende), die 
andere im Greyerzbezirk (9 Kandidierende). Der Wahlerfolg 
übertraf die Erwartungen: Im Vivisbachbezirk wurde eine 
der kandidierenden Personen gewählt und im Greyerzbe-
zirk zwei weitere. Eine davon wurde schliesslich ins Büro des 
Verfassungsrats gewählt, während eine andere den Vorsitz 
der Bürger-Fraktion übernahm.

6. Berufsbildung

Berufslehre Schwerpunkt Gewerbe, Industrie, 
Gesundheits und Sozialwesen

Die Lehrlinge besuchen einen allgemeinbildenden, fächer-
übergreifenden Unterricht. Der Lehrplan der kantona-
len Schulen sieht für den allgemeinbildenden Unterricht 
bestimmte Themen und Lerninhalte vor, mit denen sich die 
Schülerinnen und Schüler auseinandersetzen sollen. Diese 
Ausbildung verfolgt praxisorientierte Ziele: Es geht darum, 
Kenntnisse und Fähigkeiten zu erwerben, mit denen kom-
plexe persönliche wie auch berufliche Situationen gemeistert 
werden können. Von den elf Thematiken, die im allgemein-
bildenden Unterricht behandelt werden, sind zwei gänzlich 
der politischen Bildung zuzuordnen. Der Themenbereich 
Endlich 18 beinhaltet Aspekte wie den Föderalismus, die 
Gewaltentrennung, die politischen Rechte, die Parteien und 
Interessensgruppen sowie die verschiedenen Instrumente 
der Schweizer Politik. Die Thematik Weltoffenheit beschäf-
tigt sich mit Fragen zu den Menschen- und Kinderrechten 
sowie den grossen ökologischen Problemen. Themen wie 
Nichtregierungsorganisationen und internationale Organi-
sationen sowie Beziehungen zwischen der Schweiz und der 
EU sind fakultativ.

Lehre Kauffrau/Kaufmann

Wer eine kaufmännische Ausbildung absolviert, beschäftigt 
sich im Fach Wirtschaft und Gesellschaft mit der politischen 
Bildung. Gesamthaft werden diesem Teilbereich im zweiten 
Jahr 28 Einheiten (E) gewidmet. Die Absolventinnen und 
Absolventen der kaufmännischen Ausbildung setzen sich mit 
der Gewaltentrennung (4E) auseinander, den verschiedenen 



24

24 22 décembre 2011

Der Schülerrat als Repräsentationsorgan der Schülerinnen 
und Schüler ist eine höhere Stufe als der Klassenrat und 
sollte in Orientierungsschulen vermehrt eingeführt wer-
den. Die Schülerinnen und Schüler sind in diesem Alter 
reif genug, ihre Bedürfnisse, Erwartungen und Forderungen 
einzubringen und Projekte umzusetzen. Ferner lernen die 
Schülerinnen und Schüler durch das Erfahren einer indirek-
ten Demokratie, dass sie mit ihrer Stimmabgabe auch Ver-
antwortung dafür übernehmen, wer gewählt wird, und dass 
sie entscheidend mitbestimmen, in welche Richtung sich 
die Gesellschaft entwickelt. Es bleibt zu hoffen, dass die För-
derung der politischen Bildung in den Freiburger Schulen 
Früchte tragen wird und den Jugendlichen die Bedeutung 
der Ausübung ihres Stimm- und Wahlrechts bewusst wird. 

Die politische Bildung als Wissensaufbau über die politi-
schen Systeme und Institutionen erfolgt vor allem ab der 
Sekundarstufe 1. Dies ist auch in den anderen Westschweizer 
Kantonen der Fall, wo die Unterrichtssituation mit jener des 
Kantons Freiburg übereinstimmt. Einige Kantone (GE, VD, 
NE) sehen für die politischen Bildung eine separate Lektion 
in der Stundentafel vor, während andere (VS, JU) sie in den 
Geschichtsunterricht eingebettet haben. Diese fachliche 
Einbettung birgt aber die Gefahr, dass die Lerninhalte der 
politischen Bildung denjenigen des Geschichtsunterrichts 
untergeordnet werden. Im ersten Fall reservieren die Kan-
tone für die politische Bildung eine bestimmte Anzahl von 
Lektionen, die manchmal ausschliesslich auf die letzten bei-
den Schuljahre konzentriert werden. 

Abschliessend sei vermerkt, dass sowohl im französischspra-
chigen Kantonsteil wie auch in Deutschfreiburg die Schüle-
rinnen und Schüler am Ende ihrer obligatorischen Schulzeit 
über eine umfassende politische Bildung verfügen. Zurzeit 
wird für die französischsprachigen Orientierungsschulen 
überlegt, ob der Unterricht in der Schweizer Geschichte im 
Rahmen des Geschichtsunterrichts ausgebaut werden soll. 

Der Unterricht in politischer Bildung wird auch in der nach-
obligatorischen Schulzeit fortgesetzt, wo er in die Fächer 
Geschichte, Wirtschaft und/oder Soziologie integriert ist. 
Während dieser Unterricht in den Berufsschulen, Fach-
mittelschulen und Handelsmittelschulen gut verankert und 
sichtbar ist, hängt seine Umsetzung in den Gymnasien stark 
vom Willen der Lehrpersonen ab, Aspekte davon in ihren 
Unterricht zu integrieren. Viele Lehrpersonen leisten diese 
Einbettung; die momentane Situation kann jedoch keinen 
einheitlichen Unterricht für alle Schülerinnen und Schü-
ler gewährleisten. Im Vergleich dazu umfasst die politische 
Bildung an den Gymnasien in Frankreich zwei Jahre lang 
alle vierzehn Tage zwei Lektionen. Da die Jugendlichen an 

7. Schlussbemerkungen

Die politische Bildung im Kanton Freiburg, so wie sie im 
Verlaufe der letzten zehn Jahre Gestalt angenommen hat, 
setzt das Rollenverständnis des Individuums und der Gesell-
schaft in der heutigen Welt in den Mittelpunkt und will das 
nötige Wissen und die erforderlichen Fähigkeiten für eine 
aktive und mündige Staatsbürgerschaft vermitteln und auf-
bauen. Das Konzept der politischen Bildung ist vielfältig 
und mehrdimensional, so dass die fachliche Vermittlung 
sich nicht nur auf Faktenwissen über politische Systeme und 
ihre Institutionen beschränken kann. Wie in anderen euro-
päischen Staaten ist auch in der Schweiz eine Entwicklung 
hin zu einer partizipativen politischen Bildung in der Schule 
erkennbar. Die Schule wird dann zum Lern- und Experi-
mentierfeld für das gesellschaftliche Leben. Die Kinder und 
Jugendlichen lernen durch konkretes Handeln Zusammen-
leben und Zusammenarbeit. Auf diese Weise werden für 
die Schülerinnen und Schüler eigene demokratische Räume 
geschaffen. Indem ihnen zugestanden wird, ihre Rechte ver-
antwortungsbewusst auszuüben, wird ihre Entwicklung zu 
autonomen und mündigen Staatsbürgerinnen und Staats-
bürgern gefördert. Lernen in einem Kontext, der Partizipa-
tion und Zusammenarbeit fördert, führt zu Wertschätzung 
für die Andersartigkeit. Die Schülerinnen und Schüler ler-
nen, andere zu respektieren und entwickeln dadurch auch 
die Fähigkeit, sich sowohl als Individuum, aber auch als Mit-
glied der Gesellschaft zu begreifen. Dadurch gewinnen sie 
eine positive Einstellung gegenüber der sozialen Vielfalt und 
der Meinungspluralität, die eine Demokratie entscheidend 
prägen. Diese Fähigkeiten werden durch Debattieren und 
die kritische Reflexion aufgebaut, welche an den Schulen 
mehr und mehr Eingang finden. 

In der Primarschule geschieht politische Bildung im Rah-
men der schulischen Sozialisation sowie als ein Aspekt der 
persönlichen und sozialen Entwicklung. Der Klassenrat ist 
ein wertvoller Anlass, um diese Fähigkeiten anzuwenden. 
Der Trend zu partizipativen Strukturen an den Schulen ist 
nicht nur in der Schweiz zu beobachten, sondern auch in 
Grossbritannien und Frankreich. Man ist sich darin einig, 
dass die Einbindung der Schülerinnen und Schüler in das 
schulische Leben ihnen eine wichtige Chance für demokra-
tische Verantwortungsübernahme ermöglicht. Der Staatsrat 
steht hinter diesem pädagogischen Anspruch und setzt sich 
für seine Verbreitung ein. Eine generelle und systematische 
Einführung dieser aktiven schulischen Einbindung der 
Schülerinnen und Schüler der Primarschule wäre eine kohä-
rente Massnahme für eine Sensibilisierung und Heranfüh-
rung an politische Bildung in der Schule.
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Medien. In diesem Zusammenhang ist das Projekt «Zeitung 
in der Schule» interessant, da es sowohl die Schule, ein regio-
nales Medienunternehmen als auch einen lokalen Betrieb 
miteinander in Kontakt bringt. Beispielhaft wird so durch 
die Zusammenarbeit von verschiedenen gesellschaftlichen 
Akteuren gemeinsam zur Bildung der Jugendlichen beige-
tragen. Die Gemeinden sollten darüber in Kenntnis gesetzt 
werden, dass sie das Projekt Jugend politisiert (Génération 
citoyenne) nutzen können. Mit Hilfe der Stiftung Dialog 
können Veranstaltungen organisiert werden, mit denen die 
Jugendlichen auf ihrem Weg zur politischen Mündigkeit auf 
das Zusammenleben in ihren Gemeinden und ihre Rolle als 
Staatsbürgerinnen und Staatsbürger sensibilisiert werden. 

Dank der Erarbeitung dieses Berichts konnte ein Bild der 
aktuellen Unterrichtspraxis im Bereich der politischen Bil-
dung an den Freiburger Schulen geschaffen werden. Es zeigt, 
dass die Schule den Aufgaben gewachsen ist und trotz der 
zahlreichen und vielfältigen Erwartungen an sie ihren Bil-
dungsauftrag im Bereich der politischen Bildung mit gros-
ser Kompetenz und viel Engagement ausübt. Sie verdient 
dafür den Dank und die Anerkennung des Staatsrats. Der 
bis anhin eingeschlagene Weg wird von der Regierung gut-
geheissen und sie ermuntert die Schule, künftige Entwick-
lungsmöglichkeiten zu ergreifen. 

den Gymnasien ihre Volljährigkeit erreichen und damit 
das Wahl- und Stimmrecht erhalten, gewinnt die politische 
Bildung umso mehr an Gewicht. Die Gymnasien sind sich 
dieser Tatsache bewusst und wollen den Lehrplan entspre-
chend anpassen, d.h. die politische Bildung soll sichtbarer 
gemacht und der Schweizer Geschichte ein grösserer Platz 
eingeräumt werden.

Dieser Bericht konnte klar aufzeigen, dass die Schule ihren 
Schülerinnen und Schülern auch ausserhalb des Unterrichts 
zahlreiche Möglichkeiten zum sozialen Engagement bie-
tet und das auf allen Bildungsstufen. Mit handlungsorien-
tiertem Lernen in Verbindung mit starkem Aktualitätsbe-
zug können die Herausforderungen erfahr- und erkennbar 
gemacht werden, welche mit komplexen und abstrakten 
Konzepten wie zum Beispiel dem Referendum oder der Ini-
tiative verbunden sind. Die Einbindung der Jugendlichen 
in Projekte weckt bei ihnen das Interesse für die Probleme 
unserer modernen Gesellschaft. Solche Erfahrungen sind 
deutlich lernwirksamer als Faktenwissen, das gelehrt wird 
und dann gelernt werden soll. Eine Erhebung an verschie-
denen Schulen und in zahlreichen Klassen zeigt, dass sich 
die Schülerinnen und Schüler mit Leidenschaft und Aus-
dauer engagieren, insbesondere bei Projekten im Bereich 
der Entwicklungsarbeit oder bei Projekten, die der nachhal-
tigen Entwicklung dienen. Da der Staatsrat dieses Engage-
ment mit Freude zur Kenntnis nimmt, es unterstützen und 
fördern will, empfiehlt er den Schulen der Sekundarstufe 1 
und 2, bei laufenden Abstimmungen für alle Schülerinnen 
und Schüler jeweils gezielt Sonderveranstaltungen zu orga-
nisieren. Die Orientierungsschule Jolimont plant, einmal 
pro Jahr eine Abstimmungsveranstaltung zu simulieren und 
die Schülerinnen und Schüler darauf vorzubereiten; das 
GYB arbeitet an einem Projekt mit einer Internetseite, auf 
der zu allen eidgenössischen Abstimmungen die notwendi-
gen Hintergrundinformationen bereitgestellt werden. Auch 
dem Projekt Jugend debattiert ist zu wünschen, dass es in den 
Unterricht der verschiedenen Schulen integriert und somit 
institutionalisiert wird. 

Es ist nochmals daran zu erinnern, dass der Unterricht in 
politischer Bildung von allen getragen werden muss. Wenn 
in der Schule die Grundpfeiler für unsere soziale Ordnung 
errichtet werden sollen, dann muss diese Verantwortung 
der ganzen Gesellschaft, gemeinsam mit der Schule, über-
tragen werden. Die politische Bildung ist ein lebenslanges 
Lernen und ein partizipativer Prozess, der in verschiede-
nen Kontexten stattfinden sollte: Innerhalb der Familie, am 
Arbeitsplatz, im Berufsverband, in politischen oder Nicht-
regierungsorganisationen, in der Gemeinde, durch Freizeit-
beschäftigungen und kulturelle Aktivitäten sowie durch die 


